
sprechen, dass das Risiko eines bloßen Mangelverdachts nach Gefahrübergang bei D liegt. Negativ zu
bewerten wäre es hingegen, wenn ein Bearbeiter keine Differenzierung zwischen der einwandfreien
und der befallenen Gänsepastete vornimmt.
Wer hinsichtlich der nicht verseuchten Gänsepastete einen Sachmangel ablehnt, muss prüfen, ob gem.
§ 323 V 2 BGB der (Teil-)Rücktritt vom Kauf der gesamten Gänsepastete trotzdem zulässig ist. Dafür
dass die Pflichtverletzung erheblich ist, spricht insbesondere, dass immerhin 25% der Ware unbrauchbar
ist und auch der Rest wegen des Mangelverdachts nicht verzehrt werden kann. Damit wäre auch in
diesem Fall ein Rücktritt vom Kauf der gesamten Gänsepastete möglich. Denkbar wäre es auch, in
diesem Fall wieder § 323 V 1 BGB anzuwenden und den Teilrücktritt nur bezüglich der einen befallenen
Pastete zuzulassen. Dann wäre der Anspruch nur in Höhe von 10 EUR erloschen, und D schuldete noch
weitere 30 EUR.

bb) Vorliegen des Sachmangels bei Gefahrübergang. Laut Sachverhalt ist die Lieferung
bereits abgeschlossen, sodass Gefahrübergang iSv § 446 BGB vorliegt. D kann daher die
Lieferung nicht mehr als nicht erfüllungstauglich zurückweisen, sondern muss die Mängel-
rechte gem. § 437 BGB geltend machen. Die Verseuchung und der entsprechende Verdacht
lagen bereits bei Lieferung vor.
cc) Erfolgloser Ablauf oder Entbehrlichkeit einer Nachfrist. Gemäß § 323 I BGB ist der
Rücktritt grundsätzlich nur zulässig, wenn der Käufer dem Verkäufer erfolglos eine Frist zur
Nacherfüllung gem. § 439 BGB gesetzt hat. Da D dem M keine solche Frist gesetzt hat, ist
der Rücktritt nur dann zulässig, wenn die Nachfristsetzung ausnahmsweise entbehrlich ist.

Vorliegend wäre es möglich, neue Gänsepastete, die aus sicher unbelastetem Fleisch her-
gestellt ist, zu liefern, sodass die Fristsetzung nicht gem. § 326 V BGB entbehrlich ist.

Stattdessen könnte die Fristsetzung aber gem. § 323 II Nr. 1 BGB entbehrlich sein. M
weigert sich, neue Gänsepastete aus definitiv unbelastetem Fleisch zu liefern. Damit ver-
weigert M die einzig mögliche Form der Nacherfüllung ernsthaft und endgültig. D ist deshalb
zum sofortigen Rücktritt berechtigt.

c) Rücktrittserklärung
Schließlich ist noch eine Rücktrittserklärung erforderlich. D sagt, sie wolle die Gänsepastete
auf keinen Fall haben und diese auch nicht bezahlen. Damit hat sie bei einer Auslegung nach
dem objektiven Empfängerhorizont (§§ 133, 157 BGB) eine Rücktrittserklärung iSv § 349
BGB abgegeben.

3. Ergebnis
Aufgrund des wirksamen (Teil-)Rücktritts ist die restliche Kaufpreisforderung in Höhe von
40 EUR erloschen.

Hinweis: AA: Es besteht noch eine Restforderung in Höhe von 30 EUR.

II. Gesamtergebnis Abwandlung
M hat keine Ansprüche gegen D.
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& SACHVERHALT

Teil 1
Der 78-jährige O ist schwer krank. Das Einzige, was ihn zwischendurch aufmuntern kann, ist
seine Enkelin E, die in Berlin Jura studiert und ihn bei all seinen rechtlichen Fragen „be-
geistert“ berät. Aus Dankbarkeit beschließt O, ihr ein Auto zu schenken, damit sie für die
Fahrten zu den anstehenden Examensklausuren nicht auf den öffentlichen Nahverkehr ange-
wiesen ist.

Beim Autohändler A in München wird er fündig und kauft einen gebrauchten Smart zum
Preis von 12.700 EUR. A will Probleme bei der Abwicklung vermeiden und bietet den Smart
deswegen als „gekauft wie gesehen“ an. O ist damit einverstanden und fährt mit dem Wagen
zurück nach Berlin. Nach den etwa 600 Kilometern Fahrt muss er feststellen, dass die im
Smart verbaute Automatikschaltung plötzlich nicht mehr funktioniert. In der Einstellung
„D“ stirbt der Motor sofort ab, sodass ein Anfahren nicht möglich ist. Laut einer Fachwerk-
statt kann dieser Defekt sowohl durch einen Materialfehler als auch eine besonders ruppige
Fahrweise des O entstanden sein.

O wendet sich an A und fordert ihn auf, das Problem zu lösen. A ist der Meinung, dazu
nicht verpflichtet zu sein. Der Wagen sei bei Übergabe fahrtüchtig gewesen, und er habe
ohnehin die Gewährleistung für alle Mängel ausgeschlossen. Aus Kulanz biete er aber eine
Nachbesserung in seiner Werkstatt in München an, wenn O ihm den Smart vorbeibringe. Das
möchte O sich nicht gefallen lassen. Der Transport nach München müsse durch ein speziali-
siertes Unternehmen durchgeführt werden, weil der Wagen sich nicht mehr fahren lasse. Auf
Anraten seiner Enkelin fordert er A daher auf, entweder den Wagen in Berlin abzuholen oder
ihm einen Vorschuss für die Transportkosten in Höhe von 280 EUR zu überweisen. Dafür
setzt er A eine Frist von drei Wochen. A reagiert daraufhin gar nicht mehr.

Frage 1 a: Kann O von A Rückzahlung des Kaufpreises verlangen?

Frage 1b:Welches Gericht wäre für eine Klage des O auf Rückzahlung zuständig?

Teil 2
Durch den ganzen Stress verschlechtert sich der körperliche Zustand von O zusehends. Um
nicht in einem Pflegeheim wohnen zu müssen und die fürsorgliche E zu beruhigen, schließt
er einen „Hausnotrufvertrag“ beim Gesundheitsdienstleister H ab. In § 1 des Vertrages heißt
es:

„Das Hausnotrufgerät wird an eine ständig besetzte Zentrale angeschlossen. Von dieser
Zentrale wird im Fall eines Notrufs unverzüglich eine angemessene Hilfeleistung vermittelt
(zB durch Rettungsdienst, Hausarzt, medizinisches Fachpersonal, Schlüsseldienst).“

In der Zentrale des H werden die diversen Vorerkrankungen des O erfasst, unter anderem
Atemnot, Herzrhythmusstörungen und Diabetes. Außerdem wird ein Hinweis auf sein stark
erhöhtes Schlaganfallrisiko gespeichert.

Am 11.7. löst O den Hausnotruf aus. Bei dem mehrere Minuten dauernden Gespräch ist in
der Notrufzentrale nur ein Stöhnen zu vernehmen. Auf Rückrufversuche reagiert O nicht.
Der an diesem Tag zuständige Mitarbeiter entschließt sich, nur den Sicherheitsdienst zur
Überprüfung in die Wohnung des O zu schicken. Dieser findet O am Boden liegend vor und
richtet ihn auf. Weitere Unterstützung leistet er nicht, auch ein Arzt wird nicht hinzugezo-
gen.

Zwei Tage später will E ihren Opa besuchen. Sie findet ihn in kritischem Zustand in seiner
Wohnung und ruft sofort einen Notarzt. Im Krankenhaus wird ein Schlaganfall diagnosti-
ziert, der bis zu drei Tage zurückliegen kann. Durch die Folgen des Schlaganfalls bleibt O
halbseitig gelähmt, ist dauerhaft auf einen Rollstuhl angewiesen und trägt eine schwere
Sprachstörung davon. Im Nachhinein lässt sich nicht mehr feststellen, ob diese Folgeschäden
bei einem sofortigen Eingreifen eines Notarztes am 11.7. hätten vermieden werden können.

Nach Beratung mit E geht O gegen den Hausnotrufdienst H vor. O ist überzeugt, dass er
am 11.7. einen Schlaganfall gehabt habe, dessen gravierende Folgen bei einer rechtzeitigen
Behandlung ausgeblieben wären. Es könne nicht sein, dass er seine Gesundheit in die Hände
des Unternehmens lege und dann so im Stich gelassen werde. H solle ihm deswegen die
Behandlungskosten in Höhe von 6.500 EUR ersetzen sowie ein (in der Höhe angemessenes)
Schmerzensgeld von 40.000 EUR leisten.

Frage 2: Hat O einen Anspruch auf Zahlung der insgesamt 46.500 EUR gegen H?

Teil 3
O hat nach dieser Erfahrung jegliches Vertrauen in die Schulmedizin verloren. Er entscheidet
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sich deswegen, die Dienste des bekannten „Wunderheilers“ W in Anspruch zu nehmen.
Dieser wirbt damit, über seine Hände energetische Wellen auszusenden, die alle Krankheiten
aus dem Körper vertreiben. Eine Heilung könne zwar niemand garantieren, er habe aber
schon viele Leute vor dem sicheren Tod gerettet. Von diesen Aussichten begeistert, bucht O
eine ganzheitliche Therapie in 20 Sitzungen zum Preis von 9.700 EUR. Dies entspricht dem
üblichen Satz eines Wunderheilers. Nach den Sitzungen tritt jedoch keinerlei Besserung des
Gesundheitszustands von O ein.

Als E von der neuen Behandlung ihres Opas hört, ist sie entrüstet. Wunderheilung mit
energetischen Wellen sei naturwissenschaftlich völlig unmöglich. O müsse einem Schwindler
aufgesessen sein und solle bloß nichts zahlen. W ist da allerdings ganz anderer Meinung: An
Verträge habe man sich zu halten, zumal O von Anfang an gewusst habe, dass alternative
Heilmethoden immer noch umstritten sind.

Frage 3: Kann W von O Zahlung des vereinbarten Honorars verlangen?

Bearbeitungsvermerk: Deliktsrechtliche Vorschriften sind nicht zu prüfen.

& LÖSUNG

A. FRAGE 1A
O könnte gegen A einen Anspruch auf Rückzahlung des Kaufpreises in Höhe von
12.700 EUR gem. §§ 346 I, 437 Nr. 2, 323 I BGB haben.

I. Voraussetzungen der Mängelgewährleistung, §§ 434 ff. BGB

1. Kaufvertrag
Zwischen O und A besteht ein wirksamer Kaufvertrag über den Smart.

2. Mangelhaftigkeit der Kaufsache
Die Kaufsache müsste bei Gefahrübergang mangelhaft gewesen sein. In Betracht kommt hier
ein Sachmangel des Smarts durch den Fehler der Automatikschaltung. Ein Sachmangel liegt
insbesondere dann vor, wenn die Ist- von der Soll-Beschaffenheit abweicht, § 434 I BGB. Die
Soll-Beschaffenheit eines Autos ist jedenfalls nach der gewöhnlichen Verwendung, dass es
fährt. Der Motor des Smarts dagegen stirbt in der „D(rive)“-Einstellung sofort ab. Der
Defekt der Automatikschaltung ist daher ein mangelhafter Zustand zumindest iSd § 434 I 2
Nr. 2 BGB.

Der Mangel müsste „bei Gefahrübergang“ bestanden haben, wie es § 434 I 1 BGB voraus-
setzt. Zeitpunkt des Gefahrübergangs ist nach § 446 BGB die Übergabe. Die Schaltung
müsste bereits dabei mangelhaft gewesen sein. Allerdings zeigte sich dieser Mangel erst, als O
nach etwa 600 Kilometern Fahrt wieder in Berlin angekommen war. Vorher funktionierte die
Schaltung des Smarts offensichtlich, sonst hätte O überhaupt nicht fahren können. Der
konkrete Defekt lag also nicht bei Gefahrübergang vor.

Es könnte aber dennoch ein Sachmangel vorliegen, wenn der Defekt auf einem in der Sache
angelegten Grundmangel beruht, der bereits bei Gefahrübergang vorlag. Grundsätzlich muss
O das Vorliegen eines solchen Grundmangels – hier etwa des Materialfehlers – beweisen,
§ 363 BGB. Möglicherweise greift jedoch zu seinen Gunsten die Beweislastumkehr nach
§ 477 BGB ein.

Hinweis: Die Beweislastumkehr des ehemaligen § 476 BGB ist seit dem 1.1.2018 wortgleich in § 477
BGB geregelt.

a) Reichweite des § 477 BGB
Die Beweislastumkehr gilt zunächst dafür, dass ein Mangel (Defekt der Automatikschaltung)
bereits bei Gefahrübergang vorlag. Die Vermutung, die Automatikschaltung habe schon bei
Gefahrübergang nicht funktioniert, geht aber offensichtlich fehl (s. oben). O ist mit dem Auto
nach Berlin gefahren, dieser Defekt – das sogenannte Mangelsymptom – lag also bei der
Übergabe noch nicht vor. Entscheidend ist, ob die Ursache für den Defekt bereits bei Gefahr-
übergang vorlag. Dies lässt sich jedoch nicht aufklären, laut der Fachwerkstatt könnten
nämlich zwei Ursachen den Defekt ausgelöst haben: Entweder lag mit dem Materialfehler ein
sogenannter Grundmangel (auch latenter Mangel) vor oder O hat den Defekt durch seine
Fahrweise ausgelöst. Im Fall ist also nicht nur unaufklärbar, wann ein Mangel eingetreten ist,
sondern ob überhaupt ein vom Verkäufer zu verantwortender Sachmangel vorlag. Es kommt
daher darauf an, ob § 477 BGB auch eine Vermutung für das Vorliegen eines Grundmangels
enthält.

Grundmangel-Problematik
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